
UVZ-Nr 5 ':2f 0 rzozt
vom 9. Mai 2023

Softing AG, o. HV (2023) (ba)

Bescheinigung nach S 181 Abs. 1 Satz 2 AktG

Aufgrund S 181 Abs, 1 Satz2 AktG bescheinige ich hiermit, dass der nachste-
hend aufgeführte Wortlaut den Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft in Firma

Softing AG

mit dem Sitz in Haar, Landkreis München

wiedergibt, wie er sich nach dem Beschluss über die Anderung des Gesell-
schaftsvertrags gemäß meiner Urkunde vom 4. Mai 2023,
UVZ-Nr. S 125412023, darstellt und dass die geänderten Bestimmungen mit
dem Beschluss über die Gesellschaftsvertragsänderung und die unveränderten
Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständi-
gen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages übereinstimmen.

München, den 9. Mai2023

Dr. Ma tn

Notar

b
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SATZUNG

L Allgemeine Bestimmungen

s1
Firma, Sitz und Goschäftsjahr

(1) Die Gesellschaft fühtt die Firma

$oftlng AG

(2) Der Sitz dor Gesellschaft ist Haar bei München.

(3) Das Gesohäftsjahr ist das Kalenderjahr,

(1)

s2
Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist die Analyse, die Beratung, die

Entwicklung und Vermarktung von Software- und

Hardwareprodukten, die Durchführung von Projekten, die

Erbringung von serviceleistungen im industriellen umfeld sowie

die Ausilbung von Geschäftsleitungsfunktionen und die

Erbringung von Beratungsleistungen innerhalb des Konzerns,

Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen

berechflgt, die zut Erreichung des Gesellschaftszwecks
notwendlg oder nilizlich erscheinen, insbesondore zum Enrverb

und zur Veräußerung von Grundstllcken, zur Errichtung von

Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen lm ln- und

Auslandl zur Beteitigung an anderen Unternehmen gleicher oder

venruandier Art und anderen Unternehmen sowie zurn Abschluß
von I nteressengemeinschaftsvorträgen'

(2)

s3
Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im BundeEnzelger'

(2) lnformationen an die lnhaber zugelassener Wertpapiere können, soweit

gesetzlich zulässig, auch im wege der Datenfernubertragung übermittelt

werden.
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ll. Grundkapital und Aktien
s4

Grundkapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 9.105.381,00 (in worten

Eu ro neu n M il lionen einh u ndertfir nftausend d reihu ndertein undachtzig).

(2) Das Grundkapital wird durch den Formweohsel der Softing
lndustrial Consult GmbH mit dem Sitz in Haar erbracht'

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum
5. Mai 2A27 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrfach
um bis zu insgesamt EUR 4.552,690,00 durch Ausgabe von bis zu
4,552,690 neuen, auf den lnhaber lautenden Sttickaktien gegen Bar-
und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). Dabei
ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das
gesetzliche Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden,
dass die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach $ 186
Abs, 5 Satz 1 AktG gleichgestellten "lnstitut mit der Verpflichtung
rlbernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug
anzubieten, Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre
auszuschließen,

- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen;

wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die
Gewährung der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an
Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender
Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von anderen
assets oder Forderungen gegon die Gesellschaft erfolgt;

wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet
(S 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach S 186 Abs.
3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund
anderer Ermächtigungen nach S 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu
berücksichtigen;

soweit es erforderlich ist, um den lnhabern der von der
Gesellschaft ausgegebenen Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach
Ausubung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen
würde.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die
weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung
festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der satzung
entsprechend dem umfang der Durchführung der Kapitalerhöhung aus
genehmigtem Kapital jeweils anzupassen,
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(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 4,552.690,00
durch Ausgabe von bis zu 4.552.690 neuen, auf den lnhaber
lautenden Sttickaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022), Die
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die
lnhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die
auf der Grundlage der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 6,
Mai 2022 von der Gesellschafi bis zum 5. Mai 2Q27 begeben
werden, von ihrem Wandel- bzw, Optionsrecht Gebrauch machen
oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt
werden und soweit nicht andere ErfLrllungsformen zur Bedienung
eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des
Geschäftsjahres an; in dem sie durch Ausübung von Wandlungs-
bzw. Optionsrechten oder durch Erf[rllung von Wandlungspflichten
entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der satzung entsprechend
der jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen,

s5
Aktien

(1) Form und lnhalt der Aktienurkunden sowle der Gewinnantell- und

Erneuerungsscheine setzt der Vorstand mlt Zustlmmung des

Aufslchtsrats fest.

t|t Der Anspruch der Aktlonäre auf Verbriefung lhrer Anteile lst\-t 
äJsgesclilossen, sofern nicht elne Verbriefung nach den Regeln

ÄrfoiA*rffcn ist, die an einsr Börse gelten, an der dle Aktio

zujetassen iet. Es können Sammelurkunden ausgestollt werdon,

s6
Andere WertPaPiere



A

Form und lnhalt der Urkunden von Wandelschuldverschrelbungen,
Schuldverschreibungen, Optionsanleihen und Optionsscheinen, die von
der Gesellschaft ausgegeben werden, sowie der entsprechenden Zins-,
Bereclrtigungs- und Erneuerungsscheine setzt der Vorstand mit
Zustimrnung des Aufsichtsrats fest. Der Anspruch der Einzelverbrlefung
ist ausgeschlosson.

lll. Der Vorstand

s7
Zusammonsetzung, Geschäftsordnung und Beschlussfassung

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Auch
bei einem Grundkapital der Gesellschaft von mehr als EURO
3.000,000 kann der Vorstand aus einer Person bestehen. Es

können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden.

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des Vorstands und
bestimmt ihre Zahl nach Abs. 1. Der Aufsichtsrat kann einen
Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden
Vorsitzenden des Vorstands ernennen.

(3) Boschlusse des Vorstands werden mit einfacher
Stimmenmehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden
Mitglieder des Vorstands gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(4) Mit den Mitgliodern des Vorstands sind schriftliche Dienstverträge
abzuschließen.

s8
Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft

(1) Dle Mitglieder des Vsrstands haben dle Geschäfte der
Gesellschaft nach Maßgabe der Gesotze, der Satzung, der
Geschäftaordnung ftir den Vorstand' des
Geschäftverteil urngsplans sowie des Jeweil igen Dlenstverirages zu
ftrhren,

(2) lst nur ein Mitglied bestellt, so vertritt dleser die Gesellschaft
allein. Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, wird die

Gesellechaft durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich
oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem

Prokuristen vertreten.

(3) Der Aufsichtsrat kann die Vertrotung abweichend regeln,
insbesonders Mitgliedern dos Vorstands
Einzelvertretungsbefugnis erteilen, Dor Aufsiehtslat kann weiter
allgemein oder-ftJr den Einzelfall bestirnmen, dass einzelne, odsr
allö Vorstandsmitglieder bereohtigt sind, clle Gesellschaft bei

Rechtsgeschäften mit sich als Vertreter eines Dritten zu vertreten;

S 1 12 AktG bleibt unberührt,
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(4) Der Aufsichtsrat muss durch Beschluss oder in der
Geschäftsordnung fUr den Vorstand anordnen, dass bestimmte
Arten von Geschäften seiner Zustlmmung bedtlrfen,
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lV. Der Aufsichtsrat

se
Zusammensetzung und Amtsdauer

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.

(2) Die Bestellung des Aufsichtsrats erfotgt flir die Zeit bis zur
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für
das vierte Goschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt,
Hierbei wird das GoschäftsJahr, in dem die Wahl erfolgt, nicht
mitgerechnet.
Die wahr der Mitgrieder des Aufsichtsrats kann für einen

oder mehrere von ihnen auch für eine kürzere Amtszeit erforgenEine Wiederwahl ist möglich,

(3) Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können
frjr ein oder filr mehrere bostimmto Aufsichtsratsmitglieder
Ersatzmitglieder gewählt werden, Sie werden nach einer bei der
Wahl festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats,
wenn Aufsichtsratsmitglieder, als deren Ersatzmitglied sie gewählt
wurden, vor Ablauf der Amtszeit aus dem Aufsichtsrat
ausscheiden. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des
Ausgeschledenen, so erlischt sein Amt, falls in einer folgenden
Hauptversammlung nach Elntritt des Ersatzfalles eine Neuwahl
für den Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser
Hauptversammlung, andernfalls mit Ablauf der restlichen Amtszeit
des Ausgeschiedenen.

(4) Wird ein Aufslohtsratsmitglied anstelle eines ausgeschiedenen
Mitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der
Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds fort. Soll die Nachwahl
für ein vorzeitig ausgoschiedenes Mitglied des Aufsichtsrats das
Ausscheiden eines nachgerückten Ersatzmitglieds bewirken,
bedarf der Beschluß über die Nachwahl einer Mehrheit von drei
Vierteln der abgegebenen Stimmen.

(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer
Frist von drei Monaten niederlegen. Die Niederlegung muß durch
schriftliche Erklärung gegentiber dem Vorstand unter
Bonachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats edolgen.
Das Recht zur Amtsnlederlegung aus wichtigem Grund bleibt
hiervon unborührt.
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s 10
Vorsitzender und Ste llvertreter

(1) Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus
seiner Mitte einon Vorsitzenden und einen oder mehrere
Stellvertreter, Die Wahl erfolgt f{lr die Amtsdauer der Gewählten
oder einen kürrzeron vom Aufiichtsrat bestimmten Zeitraum. Unter
mehreren Stellvertretern gilt die bei ihrer Wahl bestimmte
Reihenfolge,

(2) Scheldet der Vorsitzende oder einer seiner Stellvortreter vorzeitig
aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eino
Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiodenen
vorzunehmen.

s 11

Sitzungen des Aufsichtsrats

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden
des Aufslchtsrats mit einer Frist von 14 Tagen schriftlich
einberufen,. Bei der Borechnung der Frist werden der Tag der
Absendung der Einladung und der Tag der $itzung nloht
mitgerechnet, ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese
Frist angemess€n verkür'zon und mLrndlich, fernm{lndlich,
schriftlich mittels elektronischer Medlen (2,8, o-Mail) einberufen,

(2) Mit der Einberufung ist die Tagesordnung rnitzuteilen. lst dle
Tagesordnung nicht ordnungsgomäß angekündigt worden, darf
hierüber nur beschlossen werden, weRn kein Aufsiehtsratsmitglied
widerspricht,

s12
Beschlüsse des Aufsichtsrats

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats worden in der Regel in Sitzungen
gefasst, Außerhalb von Sitzungen können auf Anordnung des
Vorsitzenden des Aufsichtsrats schriftliche, fernschriftliche oder
fernmündliche Beschlußfassungen oder Beschlüsse duroh
elektronische Medien erfolgen, wenn kein Mitglied diesem
Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten
angemessenen Frist widerspricht, Über solche Beschlüsse wird
vom Vorsitzenden unverzrJglich eine schriftliche Niederschrift
erstollt und allen Mitgliedern zugeleitet. Für Abstimmungen
außerhalb von Sitzungen gelten die nachstehenden
Bestimm ungen entsprechend,

(2) Eln Mitglied nimmt auch dann an der Boschlussfassung teil, wonn
es sich in der Abstirnmung der Stimme enthält.

BeschlLisse des Aufsichtsrats werdon, soweit das Gesetz nicht
zwingend etwas anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der

(3)
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abgogebenen Stimmen gefasst. Dabei gilt Stimmenonthaltung
nicht als Stimmabgabe, Bei Wahlen gilt die verhältnismäßige
Mehrheit, Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden des Aufsichtsrats den Ausschlag; dies gilt auch bei
Wahlen,

(4) Der Aufsichtsratvorsitzende ist ermächtigt, im Namen des
Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschltisse des
Aufsichtsrats erforderlichen Willenserklärungen abzugeben,

(5) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind
Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung
oder beiAbstimmungen außerhalb von Sitzungen vom Leiter der
Abstimmung zu unterzeichnen sind,

s 13
Geschäftsordnung

Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine
Geschäftsordnu ng selbst fest.

s14
Vergutung

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für jedes volle Geschäftsjahr

seiner Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung in Höhe von

EUR 15.000,00, zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres. Anstelle der in

Satz 1 genannten Vergütung erhält der Vorsitzende eine feste Vergiltung

in Höhe von EUR 25.000,00 und der stellvertretende Vorsitzende eine

feste Vergütung in Höhe von EUR 20.000,00. Darüber hinaus erhält jedes

Mitglied des Aufsichtsrats eine variable Vergütung. Diese beträgt 0,5 o/o

des Konzern-EBlTs vor Belastung mit der variablen Vergütung des

Aufsichtsrats. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht während

eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, erhalten beide

Vergütungsarten zeitanteilig entsprechend der Dauer ihrer

Aufsichtsratszugehörigkeit. Die Aufsichtsratsvergütung ist ftlr alle drei

Aufsichtsräte auf insgesamt maximal EUR 200.000,00 pro Jahr begrenzt.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller
Auslagen sowie Ersatz der etwa auf ihre Vergütun$ und Auslagen
entfallenden Umsatzsteuer.

(3) S 1 13 Abs. 2 AktG bleibt unberührt.

(4) Die Gesellschaft trägt die
Vermögen sschaden haftpf lichtversicherung
Aufsichtsratsm itg lieder.

Kosten
für

einer
die
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s 15
Saizu ngsä nderu ngen

Der Ar:fsichtsrat ist befugt, Anderungen der Satzung, die nur deren
Fassung betreffen, zu beschließen.

V. Die Hauptversammlung

s 16
Ort und Einberufung

(1) Die Hauptversammlung der Gesellschaft findet am Sitz der Gesellschaft, an einem

deutschen Börsenplatz oder an einem anderen vom Vorstand zu bestimmenden Ort

in Deutschland mit mehr als 100.000 Einwohnern statt. DerVorstand ist ermächtigt,

für bis zum Ablauf des 3. Mai 2028 stattfindende Hauptversammlungen vorzusehen,

dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer

Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle

Hauptversammlung). Wird eine virtuelle Hauptversammlung abgehalten, sind die

hierfür vorgesehenen rechtlichen Voraussetzungen einzuhalten. Mitgliedern des

Aufsichtsrats ist im Falle der virtuellen Hauptversammlung die Teilnahme an der

Hauptversammlung im wege der Bild- und TonÜbertragung gestattet.

(2)

(3)

(1)

Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Regelungen'

Die Hauptversainmlung, die über die Entlastung von Vorstand

und Aufsichtsrat, ijbei die Gewinnverwendung und - soweit

er-forderlich - über die Feststellung des Jahresabschlusses

beschiießi (oi"dentliche Hauptvei'sammlung), fincet inner"halb der

ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres statt'

s 17
Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Austlbung des

stimmrechts sind nur diejenigen Aktlonäre berechtiQt, die sich

unter Nachweis ihres Anteilsbositzes zur Hauptversammlung
anmelden. Die Anmeldung Und der Nachweis des Anteilsbesitzes
müssen der Gesellschaft unter der in der

Einberufungsbekanntrrachung hierfür mitgeteilten Adiesse bis

zlrm Ablauf der gesetzlich bestimmten Frisi vor der

Hauptversammlung zugehen. ln der Einberufung l<ann eine

kirrzere, in Tagen zu bemessende Frisi für den Zugang der

Arrmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes vorgeselren

werden.

Als Naclrweis der Bereclrtigr-tng zur Teilnahtne an der

I-lagptversanrmlung ocler zi-tr AursübunE des Siintrnrecirts reicht

ein Naclrweis cles Anteilsbesitzes in Textform durch clen

Letztinternrecfiär gemäß $ 67c Abs. 3 Al<tG aus. Der Naclrweis

(2)
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(1)

des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21, Tages vor der
Hauptversammlung zu bezlehen und muss der Gesellschaft untor
der in der Einberufung hierftlr mltgeteilten Adresse rnindestens
sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag
des Zugangs und der Tag der Hauptvorsammlung nlcht
milaurechnen sind, lm Verhältnis zur Gesellschaft gilt für dle

Teilnahme an der Hauptversammlung oder flir die Ausübung des

Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat,

s 18
Stimmrecht

Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung elne Stlmme.

Die Aktlonäre können slch in der Hauptversammlung und bsl der

Austlbung des Stirnmrechts durch einen Bovollmächtlgten
vertretenlassen, Dio Erteilung der Vollmacht, ihr Wideryuf und der
Nachweis der Bevollmächtigung gegen0ber der Gesellschaft
bedtJrfen der Textform ($ 126b BGB). ln der Einberufung del
Hauptversammlung kÖnnbn für dle Erteilung, den W-iderruf

undlbOer den Nachweis der Vollmacht Erleichterungen fflr die

Formwahrung bestimmt werden" $ 135 AktG blelbt unbertlhrt'

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der

Hauptversammlung auch ohne Anwosenheit an deren Od und

ohnä einen Bevollmechtigten teilnehmen und sämtliche oder

einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer
Kommunikation ausLlben können (Online'Teilnahme)' Der

Vorstand ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu

troffen, Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung

bekannt gemacht,

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktlonäro ihre

Stimmen, auch ohne selbsl oder duroh einen Vertreter an der

Versammlung tellzunehmen, schrlftlloh oder irn Wege

elektronischel Kommuntkation abgeben dürfen (Briefwahl), Der

vorstand ist auch ermächtigt, die Elnzelheiten zum Verfahren zu

treffen. Dlese werden mit der Einberufung der Hauptversarnmlung

bekannt gemacht.

(2)

(3)

(4)

s1e
Vorsitz ln der HauPtversammlung

(1) Versammlungsleiter in der Hauptversammlung lst-der Vorsltzende

cles Aufsich[srats oder eine andere vom Aufsichtsrat hlerzu

bestimmte Person. Ein Mitglied des vorstands oder der

neurkundenCe Notar können nlcht zum Versammlungsleiter

bestimmt werden'
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(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandiungen und bestimmt die
Reihenfolge der Behandlung der Tagesordnung, die Afi und
Relhenfolge der Abstimmungen sowie die Reihenfolge der
Worlbeiträge, Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht
des Aktionär:s zeltllch angeme$son beschränken und Nähenes
hierzu bestimmen. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der
Hauptvorsammlung oder während ihres Verlau,fs einen zeltlich
aRgtsmeseenen Rahmen ftir den genzen
Hauptveroammlungoverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte
oder für den einzelnen Redner festzulegen.

(3) Der Versammlungsleiter lst ermächtigt, die auszugsweise oder
vollständige Bild- und Tontlbertragung der Hauptversammlung in

einer von ihm näher zu bestimmenden Wolse zuzulassen,

s20
Beschlussfassung

Wird bei einer Wahl im ersten Wahlgang eine einfache
Stimmenmehrheit nicht erreicht, so findet eino engere Wahl unter den

Personen stalt, denen dle beiden hÖchsten Stimmenzahlen zugefallen
sind. Bei der engeren Wahl entscheidet dle höohste $timmenzahl, bei

Stimmengtelchhelt das durch den Vorsitzenden zu ziehende Los,

s21
Niederschrift ilber die Hauptversammlung

Die Niederschrift, der ein Vom Vorsitzenden in der Hauptversammlung
zu unterzeichnendes Verzeichnis der erschlenenen oder vertretenen

Aktionäre und der Vefireter von Aktionären beizufügen lst, hat fÜr die

Aktionäre sowohl untereinander als auch in Beziehung auf ihre Vedreter
volle Beweiskraft.
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Vl, Jahresabschluß

s22
Jahresabschluß

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den

Jahresabschluss und den Lagebericht sowie, falls gesetzlich
erforderlich, den Konzprn:abschluss und den Konzernlagebericht
filr des vet'gangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem

,{ufsichtsrat vozulegeh. Zugleleh hat der Vorstand dem

Aufsichtsral den Vorschlag vorzulegen, den er der
Hauptversamrnlung fLlr die Verwendung des Bilanzgewinns
machsn will, Der Aufsichtsr,at hat den Jahresabsohluss, den

Lagebericht, den Vorschlag fÜr die Vorwendung des
Bilanzgewinns sowie den Konzernabsehluss und den

Konzernlagebericltt zu prOfen, Billigt der Aufsichtsrat den

Jahresabschluss, sq lst dieser festgeqtellt, sofern nicht der
Vorstand odor der Aufsichtsrat beschlleßen, die Feststollung des

Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlassen' Der
Aufsichtsrat hat auch über die Billigung des Konzernabschlusses
zu beschließen,

(2) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis
seiner Prüfung hat der Vorstand unvezüglich die ordentliohe
Hauptversam mlung einzuberufen.

s23
Gewinnverwendung

Vll. Schlussbestimmungen

(1)

s24
Gründungsaufwand

Die Gosellschaft trägt die mit der Griindung
zusamfi1enhängenden Kosten (Notar, Handelsregister, Berater

etc.) bis zu einem Betrag von EURO 2,556,46'

Die Gesellschaft trägt weiterhln die mit der Umwandlung

verbunclenen Kosten (Notar* und Gerichtskosten,

Ver.öffentlichUngskosten, Kosten cter Rechtsboratung, soweit sie

in unmittelbarem zusammenhang mit de,r umwandlung stehen,

Kosten der Gründungsprilfung; Kosten der

Gesellschafterversammlung) bis zum Betrag von EURO

46,016,27.

Für die Gewinnverwendung gelten die gesetzlichen Bestimmungen, ln

einem Kapitalerhöhungsbeschluß kann die Gewinnverteilung neuer

Aktien abweichend von $ 60 Abs, 2 Satz 3 des Aktiengesetztes
festgesetzt werden.

(2\


